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Rom III – Abstimmung im Europäischen Parlament 
Am 9. und 16. September 2008 stimmten der federführende Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) und der Rechtsausschuss (JURI) über den Verordnungsentwurf über die Zuständigkeit und das anwendbare Recht in Ehesachen (Rom III) ab. Die geplante Verordnung soll ihrerseits die sog. Brüssel II a–Verordnung teilweise abändern. Internationale Ehepaare sollen künftig für den Fall einer Scheidung die Möglichkeit haben, selbst zu wählen, welches Gericht angerufen werden und welches Recht anwendbar sein soll. Der federführende LIBE-Ausschuss legt vor allem darauf Wert, dass sichergestellt ist, die Parteien ausreichend über die rechtlichen und sozialen Auswirkungen ihrer Wahl zu informieren. Der JURI-Ausschuss regt die Aufnahme eines neuen Artikels an, der ausdrücklich festlegt, dass ein Mitgliedstaat nicht verpflichtet werden kann, eine Scheidung auszusprechen, wenn nach seinem Recht eine Ehescheidung nicht vorgesehen ist oder die Ehe nicht anerkannt wird. Für den Fall, dass keine Rechtswahl getroffen worden ist, soll das Recht desjenigen Mitgliedstaates gelten, in welchem der Scheidungsantrag gestellt wird. 

Kinderförderungsgesetz im Bundestag beschlossen
Ein Gesetzentwurf zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege (BT-Drs. 16/10173 - Kinderförderungsgesetz) wurde am 26.9.2008 vom Bundestag beschlossen. Der Bund will nach eigenen Angaben bis zum Jahr 2013 insgesamt vier Milliarden Euro für die Kinderbetreuung ausgeben. So sollen bis 2010 bundesweit für etwa 21 Prozent der unter dreijährigen Kinder Betreuungsangebote zur Verfügung stehen. Ab dem Kindergartenjahr 2013 soll es laut Aussagen der Regierung einen Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in der Tagespflege für Kinder, die das erste Lebensjahr vollendet haben, geben. 

FGG-Reform passiert Bundesrat und tritt am 1. September 2009 in Kraft
Nachdem der Deutsche Bundestag das „Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit“ (FamFG) bereits im Juni 2008 beschlossen hatte, hat das Gesetz am 19. September nun auch den Bundesrat passiert. Das FamFG wird am 1. September 2009 in Kraft treten. Die Länder hatten gegen ein ursprünglich früher geplantes Inkrafttreten interveniert; sie haben nun ein Jahr Zeit, die Neuorganisation der gerichtlichen Abläufe vorzunehmen. Der Deutsche Anwaltverein, der bereits in der Expertenkommission des BMJ vertreten war, hat sich mehrfach mit Stellungnahmen zu Wort gemeldet: U.a. im Juli 2006, im November 2006 – zur Herauslösung verfahrensrechtlicher Vorschriften aus dem BGB – und zur Anhörung des Rechtsausschusses am 11. Februar 2008 zum allgemeinen Verfahrensrecht. Der Intervention des DAV ist es insbesondere zu verdanken, dass die geplante „Scheidung ohne Anwalt“ im FamFG nicht realisiert worden ist

Vollständige Gleichstellung homosexueller Partnerschaften gefordert  
Das Bundeskabinett hat am 24.9.2008 die Antworten auf eine Große Anfrage der Fraktion Bündnis90/Die Grünen zum Stand der rechtlichen Gleichbehandlung homosexueller Partnerschaften beschlossen. Daraus wird deutlich: Mit dem Inkrafttreten des Lebenspartnerschaftsgesetzes im Jahr 2001 begann ein Prozess der Gleichstellung von Eheleuten und gleichgeschlechtlichen Paaren, die in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben. Der Gesetzgeber ist seither auf diesem Weg gut vorangeschritten. Bundesministerin Brigitte Zypries fordert die vollständige Gleichstellung.
Experten: weitergehende Änderungen beim Elterngeldgesetz

Die von den Koalitionsfraktionen geplante Novellierung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) (BT-Drucks. 16/9415) wird von Experten begrüßt. Bei einer öffentlichen Anhörung des Familienausschusses am 16.09.2008 wurden jedoch gleichzeitig weitergehende Änderungen gefordert. Kritisiert wurde zudem der Zeitpunkt der Gesetzesvorlage. Nach Ansicht der Sachverständigen wäre es sinnvoller gewesen, auf den von der Bundesregierung bis Anfang Oktober 2008 vorzulegenden Evaluationsbericht über die Auswirkungen des BEEG zu warten. Ziel der Koalitionsvorlage ist unter anderem die Vereinheitlichung der Mindestbezugszeit von Elterngeld auf zwei Monate und die Schaffung einer Möglichkeit für Großeltern, bei Betreuung der Enkelkinder Elternzeit beanspruchen zu können. 
BVerfG : Abänderung einer Sorgerechtsentscheidung
Im Sorgerechtsverfahren ist der Wille des Kindes zu berücksichtigen, soweit das mit seinem Wohl vereinbar ist. Jede gerichtliche Lösung eines Konflikts zwischen den Eltern, die sich auf die Zukunft des Kindes auswirkt, muss nicht nur auf das Wohl des Kindes ausgerichtet sein, sondern das Kind auch in seiner Individualität als Grundrechtsträger berücksichtigen, weil die sorgerechtliche Regelung entscheidenden Einfluss auf das weitere Leben des Kindes nimmt und es daher unmittelbar betrifft. Hierzu gehört, dass der vom Kind aufgrund seines persönlichen Empfindens und seiner eigenen Meinung geäußerte Wille als Ausübung seines Rechts auf Selbstbestimmung bei der Entscheidung über sein zukünftiges Verbleiben bei einem Elternteil hinreichend Berücksichtigung findet. Im vorliegenden Fall wandte sich ein Vater gegen die Ablehnung der  Abänderung einer Sorgerechtsentscheidung für seinen 11jährigen Sohn und hatte mit seiner Beschwerde Erfolg. Das OLG Braunschweig hatte seine Grundrechte aus Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes verletzt. 
Az 1 BvR 311/08, Beschluss vom 27.6.2008
BGH: Splittingvorteil aus neuer Ehe beim Unterhalt für Kinder aus erster Ehe
Der Vorrang des Unterhalts minderjähriger Kinder gegenüber Ehegatten gilt auch im Mangelfall für das gesamte verfügbare Einkommen des Unterhaltspflichtigen und schließt den Splittingvorteil aus dessen neuer Ehe ein. 

Az XII ZR 72/06, Urteil vom 17.9.2008, demnächst beim BGH unter Entscheidungen, BGH-Pressemitteilung
BGH: Schuldrechtlicher Versorgungsausgleich und dynamische Ausgleichsrente
Im schuldrechtlichen Versorgungsausgleich erwirbt der Berechtigte keinen Anspruch auf Zahlung einer dynamischen Ausgleichsrente, die in einem Vomhundertsatz des jeweiligen Zahlbetrags der aktuell geschuldeten Ausgleichsrente ausgedrückt werden könnte. Der ausgleichspflichtige Ehegatte kann deshalb auch nicht zur Abtretung eines prozentualen (dynamischen) Anteils seiner Betriebsrente verpflichtet werden.

AZ XII ZB 148/06, Beschluss vom 2.7.2008, beim BGH unter Entscheidungen
OLG Celle: Kindesbetreuung durch geschiedenen Ehegatten zur Ermöglichung erweiterter Erwerbstätigkeit
Wenn zwischen dem geschiedenen Unterhaltsschuldner und den von seiner früheren Ehefrau betreuten gemeinsamen Kindern im grundschulpflichtigen Alter seit geraumer Zeit kein unbegleiteter Umgang stattfindet, stellt das Angebot des Ehemannes, zwecks Erweiterung der - halbschichtig ausgeübten - Erwerbstätigkeit der Ehefrau am Nachmittag auf die Kinder aufzupassen, keine ernsthafte alternative Betreuungsmöglichkeit dar.

Az 10 UF 77/08, Urteil vom 12.8.2008
OLG Thüringen: Auskunftsverpflichtung über die Einkommensverhältnisse des Ehegatten
Der von seinem volljährigen Kind im Wege der Stufenklage auf Unterhalt in Anspruch genommene Elternteil hat auf Verlangen – jedoch nur in groben Zügen – auch über die Einkommensverhältnisse seines Ehegatten Auskunft zu erteilen, soweit dies erforderlich ist, um dessen Anteil am Familienunterhalt bestimmen zu können. Ein Beleganspruch besteht nicht.
Az 1 UF 397/07, Urteil vom 3.7.2008, Az bitte in die Suchmaske eingeben
OLG Köln: Befristung und Beschränkung nach neuem Unterhaltsrecht

Die Entscheidung bestätigt, dass trotz der weitgehenden Reform des Unterhaltsrechts viele Aspekte der Reform sich schon vorher in der Rechtsprechung durchgesetzt hatten, so dass sich im Ergebnis seit dem 1.1.2008 gar nicht so viel geändert habe. Hauptziel der Reform war, das Unterhaltsrecht an die geänderten gesellschaftlichen Verhältnisse und den eingetretenen Wertewandel anzupassen. Darauf könne die Rechtsprechung viel schneller und effektiver reagieren als der Gesetzgeber. Eine umfassende Neubewertung der höchstrichterlichen Rechtsprechung sei daher nicht erforderlich.
Az 4 UF 252/07, Urteil vom 10.6.2008
OLG Düsseldorf: Übergangsfrist nach Wegfall des bisherigen „Altersphasenmodells“ beim Betreuungsunterhalt
Eine Kindsmutter, die einen Unterhaltsanspruch aus dem Gesichtspunkt des Betreuungsunterhalts hat, kann bis Ende 2008 davon ausgehen, dass sie bis zum achten Lebensjahr ihres Kindes keine Erwerbsobliegenheit trifft. Ihr ist nach Inkrafttreten des neuen Unterhaltsrechts eine Übergangsfrist, in diesem Fall sechs Monate, zuzubilligen. In dieser Frist kann sie sich auf die verschärften Anforderungen an die Erwerbsobliegenheit einstellen und sich um einen Arbeitsplatz bemühen. 

Az 4 WF 41/08, Beschluss vom 19.3.2008, leider nicht in der Datenbank, hier tel. oder schriftlich oder per e-mail anfordern
OLG Naumburg: Einwand der Leistungsunfähigkeit durch unterhaltspflichtigen Rechtsanwalt
Sofern ein unterhaltspflichtiger Anwalt behauptet, zur Leistung des Kindesunterhalts nicht in der Lage zu sein, muss er als Selbständiger einen nachvollziehbaren Nachweis über Einkommen und Vermögen der letzten drei zusammenhängende Jahre erbringen. Ist nach dem nachgewiesenen Einkommen keine Unterhaltszahlung möglich, ist der Anwalt nach Auffassung des Oberlandesgerichts Naumburg unter Umständen verpflichtet, seine freiberufliche Tätigkeit aufzugeben und im Anstellungsverhältnis zu arbeiten, auch wenn er schon 60 Jahre alt ist. Er muss auch durch Bewerbungsbelege nachweisen, dass ihm eine andere oder ergänzende Tätigkeit nicht zur Verfügung steht.
Az 8 WF 16/08, Beschluss vom 1.2.2008, leider gibt es keine Datenbank, hier tel. oder schriftlich oder per e-mail anfordern 

Zeitschrift Forum Familienrecht
Im Heft Nr. 10, das im Oktober erscheint, u.a. Aufsätze zu den Themen „10 Jahre Kindschaftsrechtsreform“ (Horst Luthin, VRiOLG Hamm a.D.), „Das große Familiengericht nach dem FamFG“ (Reinhardt Wever, VRiOLG Bremen) und „Das Scheidungsmandat und erbrechtlicher Haftungsfall“ (RAin Dr. Ingeborg Schulze-Heiming, Fachanwältin für Familien- und Erbrecht). Außerdem die „Personalien“ der Vorsitzenden der Familiensenate der Oberlandesgerichte in den neuen Bundesländern. 
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 
Termine

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie auch die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 
e-mail: info@cp-bonn.de
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 27.11. bis 29.11. 2008 in Potsdam statt. Der Tagung ist in diesem Jahr ein Symposium über das französische Familienrecht vorangestellt. Prof. Dr. Barbara Dauner-Lieb, Universität Köln, befasst sich mit der Frage: Sind Versorgungsausgleich und Zugewinn durchlässiger zu gestalten? Die neuen Erkenntnisse aus dem weiteren reichhaltigen Tagungs-Angebot unter dem Titel „Mein Geld – Dein Geld – Kein Geld“ können wieder in Gesprächen „bei Speis und Trank“ vertieft werden. In der aktuellen Stunde am Sonnabendvormittag berichtet Dr. Meo-Micaela Hahne, Vors. Richterin  am BGH, Karlsruhe, aus der „Werkstatt BGH“. Außerdem werden neue Werbemaßnahmen der Arbeitsgemeinschaft präsentiert. Das vollständige Programm finden Sie auf unserer Internetseite, dort können Sie sich auch anmelden. 

Europäische Familienrechtskonferenz in Brüssel vom 11.-12.12.2008, CCBE (Council of Bars & Law Societies of Europe) und ERA (Europäische Rechtsakademie) haben gemeinsam eine Veranstaltung von Praktikern für Praktiker organisiert, die sich mit grenzüberschreitenden Familienrechtsproblemen befasst. Programm und Anmeldung. 
Vorankündigung: 5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au .
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
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